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Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs⸗Amtsblätter veröffentlichten landes⸗ 
herrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 240. 


(Jr. 10542.) Geſetz über die Beſtellung von Salzabbaugerechtigkeiten in der Provinz Hannover. 
Vom 4. Auguſt 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie 
für die Provinz Hannover, was folgt: 


981. 

Das Recht zur Gewinnung von Stein- und Kaliſalzen kann von dem 
Eigentum an dem Grundſtück, in welchem die genannten Mineralien anſtehen, 
abgetrennt und als ſelbſtändige Gerechtigkeit für den Grundeigentümer oder einen 
anderen beſtellt werden (Salzabbaugerechtigkeit). 


9. 2. 

Zur Beſtellung einer Salzabbaugerechtigkeit für den Grundeigentümer iſt 
deſſen Erklärung gegenüber dem Grundbuchamte, daß die Gerechtigkeit für ihn 
in das Grundbuch eingetragen werden ſoll, und die Eintragung erforderlich, die 
Vorſchrift des H 878 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet Anwendung. 

Zur Beſtellung der Salzabbaugerechtigkeit für einen anderen iſt die Einigung 
des Grundeigentümers und des Erwerbers über die Beſtellung der Gerechtigkeit 
und die Eintragung im Grundbuch erforderlich; die Einigung muß bei gleich- 
zeitiger Anweſenheit beider Teile vor dem Grundbuchamt erklärt werden. 

§ 3. 

Für die Salzabbaugerechtigkeiten gelten die ſich auf Grundſtücke beziehenden 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt. 

Die für den Erwerb des Eigentums und die Anſprüche aus dem Eigentum 
an Grundſtücken geltenden Vorſchriften finden entſprechende Anwendung. f 
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§ 4. 

Die für die ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeiten in den vormals 
Sächſiſchen Landesteilen geltenden Vorſchriften der Artikel 22, 28 des Aus⸗ 
führungsgeſetzes zurn Grundbuchordnung vom 26. September 1899 (Geſetz-Samml. 
S. 307), der Artikel 15 bis 22 des Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetz über 
die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 23. September 1899 
(Geſetz-Samml. S. 291) und des Artikels 76 des Preußiſchen Geſetzes über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899 (eſetz-Samml. S. 249) 
finden auf die Salzabbaugerechtigkeiten Anwendung. 


§ 5. 
Bei der Beſtellung einer Salzabbaugerechtigkeit iſt dieſe von dem Grundſtück 
abzuſchreiben und auf ein beſonderes Grundbuchblatt zu übertragen. 
Inwieweit die Abſchreibung von der Vorlegung eines beglaubigten Auszugs 
aus dem Steuerbuche ſowie einer von dem Fortſchreibungsbeamten beglaubigten 
Karte abhängig iſt, beſtimmt der Juſtizminiſter. 


§ 6. 

Die in der Provinz Hannover geltenden Vorſchriften über die Exteilung 
von Unſchädlichkeitszeugniſſen in den Fällen entgeltlicher Veräußerung eines Teiles 
eines Grundſtücks und über die Abſchreibung des veräußerten Teiles finden auf 
die Beſtellung einer Salzabbaugerechtigkeit entſprechende Anwendung. 


§7. 

In bezug auf Reallaſten, Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden 
kann ein Unſchädlichkeitszeugnis auch in Ermangelung der allgemeinen geſetzlichen 
Vorausſetzungen dann erteilt werden, wenn die Rechte nach Abtrennung der 
Salzabbaugerechtigkeit bei einem ländlichen Grundſtücke noch innerhalb der erſten 
zwei Drittel, bei einem ſtädtiſchen Grundſtück innerhalb der erſten Hälfte des 
Wertes verſichert find. Die Erteilung des Unſchädlichkeitszeugniſſes iſt in dieſem 
Falle den eingetragenen Berechtigten, deren Bewilligung durch das Zeugnis erſetzt 
werden ſoll, von der Generalkommiſſion nach Maßgabe des § 7 des Geſetzes, 
betreffend die Erleichterung der Abveräußerung einzelner Teile von Grundſtücken 
in der Provinz Hannover, vom 25. März 1889 Geſetz-Samml. S. 65) bekannt 
zu machen. ö 

Erheben die Berechtigten nicht binnen ſechs Wochen nach der Bekannt— 
machung gegen die Erteilung des Unſchädlichkeitszeugniſſes bei der General— 
kommiſſion Widerſpruch, ſo wird auf Grund einer von dieſer hierüber ausgeſtellten 
Beſcheinigung die Salzabbaugerechtigkeit frei von den Belaſtungen, in Anſehung 
deren ein Widerſpruch nicht rechtzeitig erfolgt iſt, im Grundbuch abgeſchrieben. 
Auf dieſe Rechtsfolge iſt in der Bekanntmachung hinzuweiſen. 


Eine Salzabbaugerechtigkeit kann nur dann einer anderen als Beſtandteil 
zugeſchrieben oder mit ihr vereinigt werden, wenn die Gerechtigkeiten nach Be: 


TER 


ſcheinigung der Bergbehörde zu einem einheitlichen Baue zuſammengefaßt werden 
können und wenn außerdem die auf den einzelnen Gerechtigkeiten haftenden Be⸗ 
laſtungen auf Grund einer die Rangordnung regelnden Einigung mit den Be⸗ 
rechtigten auf das aus den Gerechtigkeiten gebildete Ganze übertragen werden. 


Eh 

Iſt das Feld einer Salzabbaugerechtigkeit vollſtändig abgebaut, fo kann 
die Abbaugerechtigkeit auf Antrag eines beteiligten Grundeigentümers oder des⸗ 
jenigen, welchem ein Recht an dem Grundſtücke zuſteht, im Grundbuche gelöſcht 
werden. 0 
Zur Begründung des Antrags iſt ein Zeugnis der Bergbehörde darüber 
beizubringen, daß das Feld gänzlich abgebaut iſt und daß auf dem Felde Gebäude 
oder ſonſtige zur Grube gehörige unbewegliche Beſtandteile nicht mehr vorhanden 
ſind. Vor der Erteilung des Zeugniſſes ſind diejenigen, welchen ein Recht an 
der Gerechtigkeit zuſteht, zu hören. 

Auf Grund des Zeugniſſes ſchließt das Grundbuchamt das für die Ge— 
rechtigkeit angelegte Blatt und löſcht die hierauf eingetragenen Rechte. Zur 
Löſchung einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld iſt die Vorlegung des 
Briefes nicht erforderlich; das Grundbuchamt hat den Beſitzer des Briefes zur 
Vorlegung anzuhalten, um nachträglich die Löſchung auf dem Briefe zu ver- 
merken. N 

§ 10. 

Ein in das Grundbuch eingetragenes vererbliches und veräußerliches Recht 
auf Gewinnung von Stein- und Kaliſalzen kann, wenn es vor dem 1. Januar 
1900 begründet worden iſt, als Salzabbaugerechtigkeit, bei zeitlicher Begrenzung 
mit dieſer, auf ein beſonderes Grundbuchblatt übertragen werden. Auf die 
Ubertragung finden die für die Beſtellung einer Salzabbaugerechtigkeit geltenden 
Vorſchriften dieſes Geſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle der 
nach § 2 Abſ. 2 erforderlichen Einigung der Antrag des Berechtigten genügt. 

Von der Anlegung des beſonderen Grundbuchblatts an gilt das Recht als 
Salzabbaugerechtigkeit im Sinne dieſes Geſetzes. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bergen, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 4. Auguſt 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. Studt.“ 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. 
Möller. v. Budde. v. Einem. 


ea 


(Nr. 10543.) Geſetz wegen Erhöhung des Grundkapitals der Seehandlung. Vom 4. Auguſt 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


§ 1. 

Die auf der Allerhöchſten Kabinetsordre vom 17. Januar 1820 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 25) beruhende Firma: „General-Direktion der Seehandlungsſozietät“ 
wird in 5 

„Königliche Seehandlung (Preußiſche Staatsbank)“ 
geändert. 


8 2. 
Das eigene Kapital der Seehandlung wird um 65 000 000 Mark erhöht. 


§ 3. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung des Erhöhungs⸗ 
kapitals Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen 
ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen anzugeben. 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer Schatz⸗ 
anweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld⸗ 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatz⸗ 
anweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt find, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuld⸗ 
papiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der ein⸗ 
zulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz⸗ 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der. 
Anleihe die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Konſolidation preußiſcher 
Staatsanleihen, vom 19. Dezember 1869 (Geſetz⸗Samml. S. 1197), des Geſetzes, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, vom 8. März 1897 (Geſetz-Samml. 
S. 43) und des Geſetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die 
Eiſenbahnverwaltung, vom 3. Mai 1903 Geſetz-Samml. S. 155) zur An⸗ 
wendung. 


„ 


84. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Finanzminiſter beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bergen, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 4. Auguſt 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. Möller. v. Budde. v. Einem. 


(Nr. 10544.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil der Bezirke der Amtsgerichte Dillenburg, Hadamar, Idſtein, 
Marienberg, Ufingen und Wiesbaden. Vom 18. Auguſt 1904. 


Auf Grund des Artikels 15 der Verordnung, betreffend die Anlegung der Grund⸗ 
bücher im Gebiete des vormaligen Herzogtums Naſſau, vom 11. Dezember 1899 
(Geſetz-Samml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung 
von Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt 
von ſechs Monaten 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Dillenburg gehörige Gemeinde 


Donsbach, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Hadamar gehörige Gemeinde 
Hangenmeilingen, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Idſtein gehörige Gemeinde Kettern⸗ 
ſchwalbach/ 


für die zum Bezirke des Amtsgerichts Marienberg gehörige Gemeinde Erbach, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Ufingen gehörige Gemeinde Hundſtadt, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Wiesbaden gehörige Gemeinde 
Heßloch 
am 1. Oktober 1904 beginnen ſoll. 


Berlin, den 18. Auguſt 1904. 
Der Juſtizminiſter. 


In Vertretung: 


Küntzel. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Mai 1904, betreffend die Genehmigung 
des neuen Statuts der Bank der Oſtpreußiſchen Landſchaft (früher Oſt⸗ 
preußiſchen landſchaftlichen A durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 29 S. 379, ausgegeben 
am 21. Juli 1904, 

der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 30 S. 294, ausgegeben 
am 27. Juli 1904, 

der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 29 S. 260, ausgegeben 
am 21. Juli 1904; 

2. der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Juni 1904, betreffend die Verleihung des 
Rechtes zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Leobſchütz für die 
Chauſſeen 1. von Bauerwitz bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf 
Tſcheidt und 2. von Boblowitz nach Branitz, ſowie die Genehmigung zur 
Anwendung der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 an⸗ 
gehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf dieſe 
Straßen und diejenigen 1. von der Leimerwitz⸗Hratſcheiner Kreischauſſee 
nach Naſſiedel, 2. von der Leobſchütz-Königsdorfer Kreischauſſee nach 
Kittelwitz, 3. von Leisnitz bis zur Leobſchütz⸗Coſeler Kreisgrenze in der 
Richtung auf Militſch, 4. von der Leobſchütz-Ratiborer Kreischauſſee bei 
Wernersdorf nach Neudorf, 5. von der Leobſchütz⸗Coſeler Kreischauſſee 
nach Dittmerau, 6. von der Leobſchütz-Jägerndorfer Kreischauſſee nach 
Bratſch und 7. von der Deutfch-Neuficch-Nofener Kreischauſſee nach 
Wanowitz, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln 
Nr. 31 S. 267, ausgegeben am 29. Juli 1904; 

3. der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Juni 1904, durch welchen der Stadt⸗ 
gemeinde Fulda das Recht verliehen worden iſt, das zur Ausführung 
der geplanten Kanaliſation der Stadt erforderliche Grundeigentum im Wege 
der Enteignung dauernd zu beſchränken, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Caſſel Nr. 31 S. 215, ausgegeben am 3. Auguſt 1904; 

4. der Allerhöchſte Erlaß vom 30. Juni 1904, betreffend die Verleihung 
des Rechtes zur Chauſſeegelderhebung uſw. an den Kreis Wittgenſtein für 
die von ihm erbaute Chauſſee vom Dödesberge nach Zwiſtmühle, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 31 S. 527, 
ausgegeben am 30. Juli 1904. 


Nedigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


